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Einführung

„Das Ziel, bis zum Jahr 2010 einen Anteil von 3% 

des Bruttoinlandsprodukts für Forschung und 

Entwicklung (FuE) aufzuwenden, ist fabelhaft im 

Sinne von großartig und unerreichbar zugleich.“ 

Zu dieser Einschätzung kommt Dr. Uwe Thomas, 

Staatssekretär a.D., bei seiner Begrüßungsrede 

auf der Konferenz „3 % für Forschung und Ent-

wicklung - Zu ehrgeizig für europäische Län-

der?“ am 31. Januar 2008 in der Friedrich-Ebert-

Stiftung Berlin. 

Obgleich die Verantwortlichen in der Öffentlich-

keit nach wie vor bekunden, auf dem besten Weg 

zu sein, zeigen die aktuellen Daten und Zahlen 

deutlich, dass es illusorisch ist, das Ziel inner-

halb der nächsten zwei Jahre zu erreichen. Finn-

land und Schweden haben zwar die 3 %-Marke 

bereits deutlich überschritten, insgesamt sind 

die europäischen Staaten aber von ihrem ehr-

geizigen Ziel noch weit entfernt. In Deutsch-

land ist den neuesten Daten zufolge die FuE- 

Intensität von 2,46 % im Jahr 2005 auf 2,51 % im 

Jahr 2006 gestiegen. Diese Steigerung wurde im 

Wesentlichen von der Wirtschaft geleistet, die 

überproportional in FuE investiert hat.

Am ambitionierten Ziel sollte, so Dr. Uwe Thomas, 

festgehalten werden. Es kann aber nur erreicht 

werden, wenn die Investitionen in Forschung und 

Entwicklung mit verstärkten Investitionen im Bil-

dungsbereich einhergehen.

Es gilt, die Entwicklungen und Maßnahmen im 

Zuge des 3 %-Ziels für Forschung und Entwick-

lung sachlich zu betrachten und eine Zwischen-

bilanz zu ziehen. Welche Instrumente haben sich 

als zielgerecht erwiesen? Welche konkreten wei-

teren Schritte müssen erfolgen?
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Das 3 %-Ziel in Europa

Das 3 %-Ziel geht auf einen Beschluss des Europäischen Rates in Barcelona aus dem Jahr 2002 zurück. 

Dieser begründete seine Entscheidung mit der unbestritten engen Verknüpfung von Wettbewerbsfä-

higkeit und intensiver FuE-Tätigkeit in Europa. Dr. Janez Potocnik, EU-Kommissar für Wissenschaft und 

Forschung, unterzog die seither erreichten Fortschritte in Europa einer kritischen Würdigung. Seine Rede 

ist hier in gekürzter Fassung wiedergegeben:

Meine sehr verehrten Damen und Herren, 

ich freue mich, heute zu Ihnen bei der Friedrich-

Ebert-Stiftung sprechen zu können, zumal Sie zu 

so einem wichtigen Thema eingeladen haben. 

Ich möchte heute, ausgehend von den Fakten zu 

dem 3 %-Ziel für Forschung und Entwicklung, 

auf die Entwicklungen in der Europäischen Uni-

on und die Rolle der Mitgliedstaaten bei der Er-

reichung dieses Ziels eingehen, dann die Pläne 

und Absichten der Kommission skizzieren und 

abschließend versuchen, einige der wichtigsten 

Fragen zu beantworten, die sich in diesem Zu-

sammenhang stellen.

In der europäischen Wachstums- und Beschäfti-

gungsstrategie gibt es nur zwei nominelle Ziele: 

das der 70 %-Beschäftigungsrate und das der  

3 % des BIP für Forschung und Entwicklung. In 

vielen Bereichen dieser Strategie haben wir be-

reits große Fortschritte erzielt, jedoch nicht so 

im Bereich der Forschung und Entwicklung. Seit 

2000 stagnieren die Ausgaben für Forschung und 

Entwicklung. Unsere heutige Diskussion ist daher 

mehr als aktuell und zeitgerecht.

Wo stehen wir im Hinblick 
auf das 3 %-Ziel?

Laut Eurostat beliefen sich die durchschnittlichen 

Investitionen im Jahr 2005 für FuE auf 1,84 %. 

Vorläufige Daten für 2006 belegen, dass der Pro-

zess der Stagnation weiter andauert.

Zwischen 2000 und 2005 sind die FuE-Investiti-

onen im Gleichklang mit dem Bruttoinlandspro-

dukt angestiegen, der Prozentanteil für FuE am 

BIP stagnierte also. Es wurde zwar immer mehr 

für FuE ausgegeben, die Aufwüchse entsprachen 

aber eben nur dem BIP-Wachstum. Man könnte 

daher argumentieren, dass die gesamtwirtschaft-

lichen Wachstumsraten so hoch waren, dass der 

Anteil an FuE-Investitionen nicht überproportio-

nal verstärkt und in Richtung auf das 3 %-Ziel an-

gehoben werden konnte; das wäre aber eine Ent-

schuldigung, die ich nicht gelten lassen kann.

Es ist Ihnen bekannt, dass alle Mitgliedstaaten  

nationale Reformprogramme erstellt haben. Die 

Summe der dort festgelegten Zielwerte ergibt für 

2010 einen Durchschnittswert von 2,6 %. Manche 

Mitgliedstaaten haben ihre Ziele in 2008 bereits he-

rabgestuft, der aktuelle Durchschnittswert aller na-

tional gesetzten Ziele für 2010 beträgt somit 2,5 %. 

Dr. Janez Potocnik, EU-Kommissar für Forschungs- und Entwicklungspolitik
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Bezogen auf die aktuellen FuE-Ausgaben sind  

gravierende Unterschiede zwischen den Mit- 

gliedstaaten zu verzeichnen. Es gibt Länder, die  

das 3 %-Ziel bei weitem übererfüllen und somit  

eine Vorreiterrolle einnehmen. Andere Länder  

wenden wenig für FuE auf und leisten somit 

keinen Beitrag zum 3  %-Ziel. Dazu gehören die 

Länder der beiden letzten EU-Erweiterungen, 

es gibt aber Ausnahmen, wie zum Beispiel Slo-

wenien. In Deutschland veröffentlichte der Stif-

terverband gerade einige wichtige Zahlen, die 

darauf hindeuten, dass die Entwicklung in die 

richtige Richtung geht – wenn auch möglicher-

weise nicht schnell genug. Hier werden derzeit 

viele neue Initiativen umgesetzt. Dies ist ganz 

besonders wichtig, weil Deutschland eine der 

treibenden Kräfte in Europa ist. Ich hoffe also, 

dass es Ihnen gelingen wird, Ihre Absichten zu 

realisieren. 

Wenn wir Europas FuE-Anstrengungen mit denen  

anderer forschungsintensiver Regionen der Welt 

vergleichen, wie zum Beispiel den USA oder  

Japan, dann kann man zwar auch dort eine Stag-

nation beobachten, aber auf einem wesentlich 

höheren Niveau. So belaufen sich in den USA 

die FuE-Investitionen auf 2,6 % und in Japan auf 

3,15 %.

In China verlaufen die Entwicklungen extrem  

dynamisch; seine BIP-Wachstumsrate belief sich  

auf ungefähr 10 %, und die chinesischen For- 

schungs- und Entwicklungsbudgets wachsen jedes  

Jahr um ca. 20 %! Die Lücke zum europäischen  

Durchschnittswert wird immer kleiner. Wenn  

China sein Tempo beibehält, wird es uns im Jahr 

2009 oder 2010 eingeholt haben.

An dieser Stelle möchte ich unterstreichen, dass 

Quantität zwar wichtig ist, Qualität aber mindes-

tens genauso. Manchmal ist es nicht möglich, bei-

de Bereiche klar voneinander zu trennen. Wenn 

man zum Beispiel fragt, ob die 3 %-Ziel-Erfüllung 

eine Erfolgsgarantie bietet, dann wäre die Ant-

wort ein klares „Nein“. Fragt man anders, nämlich 

ob es Probleme gibt, wenn die Forschungsinves-

titionen nicht verstärkt werden, wäre diese Frage 

mit einem „Ja“ zu beantworten.

Anreize für private 
FuE-Investitionen schaffen

Analysen in den forschungsintensiven Ländern 

wie den nordischen EU-Staaten oder den USA 

zeigen, dass zwei Drittel der FuE-Investitionen 

von der Privatwirtschaft und ein Drittel von der 

öffentlichen Hand aufgebracht werden – eine 

idealtypische Verteilung. Die EU-Mitgliedstaaten 

liegen mit ihren Mittelwerten von 54 % der Ge-

samtinvestitionen in FuE durch die Privatwirt-

schaft und 46 % durch die öffentliche Hand unter 

diesem Benchmark.

Der Anteil des europäischen Forschungsrahmen-

programms beläuft sich auf ungefähr 5 % der öf-

fentlichen Finanzmittel, aber nur auf 2 bis 3 % der 

gesamteuropäischen Ausgaben für FuE. Dadurch 

wird deutlich, dass wir nach Anreizen für mehr 

private Investitionen in FuE suchen müssen. Sol-

che können sein:

Die Verfügbarkeit von Wissen, also von Wis-

senschaftlern und Forschern. 

Die Größe des Marktes und die Nähe zum 

Markt. Damit haben wir in Europa überhaupt 

keine Probleme. 

Vorhandensein von Politiken, die Forschung 

und Entwicklung begünstigen.

Finanzielle Unterstützung durch die öffent-

liche Hand.

Hierzu ist anzumerken, dass das 7. Forschungs-

rahmenprogramm das wichtigste Instrument der 

Unterstützung mit öffentlichen Mitteln darstellt. 

Seine Finanzausstattung ist 40 % umfangreicher 

als die seiner Vorgänger, der Rahmenprogramme 

5 und 6. 

Was hat das 7. Rahmenpro-
gramm bisher gebracht? 

Wir haben den Europäischen Forschungsrat 

gegründet. Es gibt die europäischen Techno-

logieplattformen, die Partnerschaften von der 

gemeinsamen Forschungsplanung bis zur Pro-

grammfinanzierung geführt haben. Zur Koordi-

nierung von nationalen und EU-Forschungspro-

grammen haben wir die European Research Area 

(ERA)-Forschungsnetzwerke geschaffen und wir 

haben zusammen mit der Europäischen Inves-

titionsbank Maßnahmen zur Teilung des Finanz-

risikos bei der Umsetzung von Forschungspro-

jekten ergriffen. Zur Unterstützung von KMU, wo 

Forschung eine besondere Rolle spielt, haben wir 

die Bereitstellung von Strukturfondsmitteln er-

möglicht.

Bei unseren Maßnahmen zur Erhöhung der Wis-

senschaftlerzahlen müssen wir auch bevölke-

rungspolitische Gesichtspunkte, wie Geburten-  

und Sterblichkeitsrate und Immigration mit ein-

beziehen. Die Universitäten sind modernisiert 

worden, es gibt Forschungsinitiativen. Ein Ver-

haltenskodex für Forscher wurde entwickelt. Zur 

Mobilitätsförderung gibt es Visa für Forscher,  

die Maßnahmen zur Förderung des Austausches 

zwischen der Europäischen Union und dem Rest 

der Welt werden ständig verbessert. Es gibt zum 

Beispiel Möglichkeiten für in den USA lebende 

Wissenschaftler, sich mit Forschern in Europa zu 

vernetzen.

EU-Politiken zur Unterstützung 
von Innovationen

Wir entwickeln in verschiedenen Politikbereichen 

Maßnahmen zur Unterstützung von Innovati-

onen. So möchte ich das Europäische Institut für 

Technologie erwähnen, eine Initiative, die noch in 

der Entwicklung steckt, oder unsere Bemühungen 

zum Schutz des geistigen Eigentums. Auch die 

Steuerpolitik, die Binnenmarktpolitik und die  

Politiken zur makroökonomischen Stabilität tra-

gen zu günstigen Rahmenbedingungen für Inno- 

vationen bei. So schlägt z. B. die Europäische 

Kommission vor, Marktpotenzial für innovative 

Produkte und Dienstleistungen zu erschließen, 

indem Hindernisse, die der Innovation entgegen-

stehen, in wichtigen Märkten von hohem wirt-

schaftlichen und gesellschaftlichen Nutzen besei-

tigt werden. Beabsichtigt sind die Verbesserung 

der Rechtsvorschriften, die Stärkung des öffent-

lichen Auftragswesens und die Entwicklung von 

miteinander kompatiblen Normen.

Die Kommission möchte die Entwicklung inner-

halb der Mitgliedstaaten in Richtung 3 %-Ziel  

beschleunigen und hofft, mit der Weiterentwick-

lung des europäischen Forschungsraumes dazu 

beizutragen. Auf der Grundlage der Vorschläge 

der Mitgliedsstaaten und der betroffenen Parteien 

werden wir fünf neue Maßnahmen und Initiati-

ven im Laufe des Jahres 2008 vorantreiben. Alle 

haben das Ziel, zusätzlich zu den vier Grundfrei-

heiten von Personen, Gütern, Dienstleistungen 

und Kapital eine fünfte Freiheit, nämlich die Frei-

heit des Wissens in Europa, voranzutreiben. Es 

geht um Leitlinien für den Wissenstransfer, um 

Mobilität, um einen Pass für Forscher und um die 

Stärkung von gemeinsamer Programmierung bei-

spielsweise im Bereich Energietechnologie. Wir 

bereiten einen gesetzlichen Rahmen für euro-

päische Forschungsinfrastrukturen vor. Darüber 

hinaus wird es eine Strategie für internationale 

Zusammenarbeit geben.

Sieben Fragen und Antworten

1. Ist es wichtig, präzise Ziele zu definieren? – Ja! 

Das ist ganz besonders wichtig, denn damit ist uns 

etwas gegeben, auf das wir uns verlassen können 

und das uns antreibt.

2. Werden wir das Ziel von 3 % bis zum Jahr 2010 

erreichen? – Nein, sehr wahrscheinlich nicht.

•

•

•

•
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3. Sollten alle Mitgliedstaaten das 3 %-Ziel errei-

chen? – Alle Mitgliedstaaten sollten sich verstärkt 

bemühen und ihre Möglichkeiten ausschöpfen. 

Es wird aber vom Ausgangspunkt, d.h. dem der-

zeitigen Entwicklungsstand ihrer Wirtschaft ab-

hängen, ob sie das Ziel erreichen. 

4. Verstärken die Unternehmen ihre Ausgaben 

für Forschung und Entwicklung? – Ein Vergleich 

der Forschungsintensität von 1.000 großen EU-

Unternehmen mit 1.000 großen Nicht-EU-Unter-

nehmen zeigt, dass beide Gruppen die gleiche 

Entwicklung nehmen. So haben die europäischen 

Unternehmen in den letzten vier Jahren minus 

2, plus 0,7, plus 5,3 und im Jahr 2006 plus 7,4 %  

erreicht; offensichtlich steigen die Investitionen wei- 

ter an. Die Zahlen für die außereuropäischen Unter- 

nehmen liegen ein wenig höher, aber die Lücke 

zwischen beiden Gruppen wird immer kleiner.  

Die Unternehmen wissen also genau, wie sie den  

zukünftigen Herausforderungen begegnen müssen:  

nämlich relativ gesehen mehr in FuE investieren.

5. Warum steigen die Investitionsausgaben in  

Europa nicht weiter an, wo doch die Investitionen 

der europäischen Unternehmen in FuE anstei-

gen? – Europäische und außereuropäische Inves-

titionen sind nicht vergleichbar mit Investitionen 

in FuE innerhalb oder außerhalb Europas. Euro-

päische Unternehmen investieren auch in FuE 

außerhalb Europas, ebenso investieren außer- 

europäische Unternehmen in Europa in FuE. 

Wir erleben also den Wettbewerb zwischen den 

Unternehmen, zwischen Nationen und zwischen 

Regionen. Die Menschen und Unternehmen wer-

den immer mobiler. Wir bewegen uns auf eine 

Welt hin, in der es verschiedene Pole gibt:

Pole der Exzellenz: USA, Japan und Europa, wo 

Wissen geschaffen wird und geistiges Eigen-

tum geschützt wird.

Die Welt der multipolaren Verteilung: Eine 

Welt, in der man schneller Wissen vermittelt, 

wo es mehr Querverbindungen gibt. 

Deswegen ist es auch nur logisch, dass zusätzliche 

Investitionen, relativ gesehen, von den neuen 

wachsenden Regionen angezogen werden. Ist das 

gut oder schlecht für Europa? Hier gibt es starke 

Unternehmen, die ziemlich schnell wachsen, und 

eine starke Wirtschaft. Somit wird Europa von der 

Finanzkrise weniger getroffen als zum Beispiel die 

USA oder China. Aber ist Europa nicht dennoch 

eine weniger attraktive Region für Forschungsin-

vestitionen als andere Regionen? Wir dürfen die-

se Fragen nicht dogmatisch betrachten, sondern 

müssen flexibel darauf reagieren und die notwen-

digen politischen Schritte unternehmen.

6. Sollten wir also das 3 %-Ziel verändern? – Nein, 

auf gar keinen Fall, das Ziel sollte unverändert bei 

3 % bleiben. Dies ist doch nur ein Indikator, kein 

Selbstzweck und es wäre wirklich töricht, über 

die Definition eines anderen Ziels nachzudenken, 

statt zu versuchen, die Wirklichkeit so zu ändern, 

dass wir möglichst nah an das Ziel herankommen. 

Dr. Thomas hat sogar 4 % für Deutschland vorge-

schlagen: Deutschland ist eine treibende Kraft in 

Europa, und ohne Deutschland kann Europa nicht 

einer der erfolgreichsten Kontinente bleiben. 

7. Bewegen wir uns in die richtige Richtung? – Ich 

glaube aufrichtig, dass die letzten Jahre in Europa 

gezeigt haben, dass wir uns in die richtige Rich-

tung bewegen. Die Frage ist nur, ob die Geschwin-

digkeit ausreicht oder ob wir versuchen sollten, 

an Geschwindigkeit zu gewinnen. Wir müssen 

geduldig und beharrlich weiter an unseren Auf-

gaben arbeiten. Wir müssen uns gegenseitig un-

terstützen. Wir müssen mutiger, visionärer und 

strategischer sein. Das erfordert die Welt um uns 

herum von uns.

Vielen Dank.

Das 3 %-Ziel in Deutschland

In der von Prof. Dr. Walter Kröll moderierten 

Podiumsdiskussion wurden die Anregungen 

des EU-Kommissars aufgenommen und mit 

Blick auf die deutsche Situation diskutiert. Ge-

meinsam mit Dr. Janez Potocnik diskutierten  

Edelgard Bulmahn, Vorsitzende des Aus-

schusses für Wirtschaft und Technologie im 

deutschen Bundestag und Bundesministerin 

a.D., Prof. Dr. E. Jürgen Zöllner, Senator für 

Bildung, Wissenschaft und Forschung des 

Landes Berlin, sowie Dr. Joachim Schaper, 

Vice President EMEA, SAP Research.

Förderung von FuE im 
Wirtschaftssektor

In Deutschland werden im Unterschied zu vielen 

anderen europäischen Ländern bereits heute rund 

zwei Drittel der FuE-Investitionen von der Wirt-

schaft erbracht. Um hier weitere Steigerungen zu 

erreichen, sind sowohl die Unternehmen als auch 

der Staat gefordert – die Rahmenbedingungen für 

Forschung und Innovation werden im Wesent-

lichen von der Politik gesetzt. 

Folgende Maßnahmen zur Förderung von For-

schung und Entwicklung in der Wirtschaft wur-

den in der Diskussion genannt:

Junge, forschungsstarke Unternehmen von 

staatlicher Seite gezielt fördern: Der High-

tech-Gründerfonds und das ERP-Innovati-

onsprogramm, in dem kleine und mittlere 

Unternehmen unter anderem in der Marktein-

führungsphase finanziell unterstützt werden, 

zählen dabei zu den etablierten Maßnahmen.

Venture Capital und Beteiligungskapital für die 

späteren Stufen der Unternehmensentwicklung 

als wichtige finanzielle Unterstützung vor allem 

für junge, innovative KMU begreifen und ent-

sprechende rechtliche Regelungen festlegen. 

Für alle Unternehmen, die Forschung und 

Entwicklung durchführen, steuerliche Anreize 

setzen: Die steuerliche Abzugsfähigkeit von 

FuE-Aufwendungen könnte für Großunter-

nehmen auf 125 %, für kleine und mittlere 

Unternehmen auf 150 % erhöht werden. Die 

somit frei werdenden finanziellen Kapazitäten 

könnten erneut in FuE investiert werden.

Strategische Partnerschaften von Wirtschaft 

und Wissenschaft unterstützen: Vor allem für 

kleine und mittlere Unternehmen ist die Anbin-

dung an öffentliche Forschungseinrichtungen 

wichtig, da sie selbst nur selten über eigene 

Forschungsabteilungen verfügen. Als Form der 

Förderung haben sich sowohl die Projektför-

derung als auch die Clusterförderung bewährt.

Technologietransfer erleichtern, um Wissen 

effizienter in wirtschaftliches Potenzial um-

setzen zu können: Ausgründungen aus Hoch-

schulen, aber auch aus Unternehmen heraus 

sollten vereinfacht werden.

Forschungsagenden zwischen Universitäten 

und Unternehmen besser aufeinander und 

miteinander abstimmen.

•

•

•

•

•

•

•

•
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Wissenschafts- und Forschungsstandorte ge-

zielt fördern, um auch kleineren Unternehmen 

in ihrem jeweiligen Umfeld eine attraktive Infra- 

struktur zu bieten.

Projektförderung weiterhin strategisch aus-

richten: Edelgard Bulmahn wies darauf hin, 

dass Investitionen in Forschung und Ent-

wicklung konsequent auf jene innovativen 

Branchen und Technologien konzentriert 

werden sollten, die wirtschaftlichen Erfolg 

versprechen. In Deutschland sind das bei-

spielsweise die Nanotechnologie, die Opto-

elektronik, Umwelttechnologien und Medi-

zintechnik.

Auf internationaler Ebene: Einheitliche Rege-

lungen für Intellectual Property Rights fest- 

legen, um faire Bedingungen im globalen 

Wettbewerb zu schaffen.

Die Diskussionsteilnehmer waren sich einig, dass 

stets unterschiedliche Instrumente eingesetzt 

werden sollten, um der Vielfalt von Unterneh-

mensformen, Forschungs- und Entwicklungstä-

tigkeiten sowie regionalen Strukturbedingungen 

gerecht zu werden. Darüber hinaus wird von der 

Politik eine pragmatische, offene Herangehens-

weise hinsichtlich neuer Regelungen zur FuE-

Förderung erwartet.

Grundlagenforschung und 
angewandte Forschung

Im Zusammenhang mit der FuE-Förderung in 

Deutschland wurde die grundsätzliche Bedeu-

tung von Grundlagenforschung einerseits und 

angewandter Forschung andererseits debattiert. 

Können wir, fragte ein Teilnehmer aus dem Publi-

kum, an den Universitäten gänzlich unabhängig 

von wirtschaftlichen Interessen forschen und leh-

ren? Dabei ging es auch um die Frage, inwieweit 

wissenschaftliche Forschung grundsätzlich durch  

politische Instrumente gesteuert werden kann und 

soll.

Die Podiumsteilnehmer erklärten, dass in 

Deutschland – auch im Vergleich zu anderen 

Ländern – jene Forschung, die nicht direkt anwen- 

dungsbezogen und wirtschaftlich verwertbar ist, 

hinreichend finanziert wird. Dies gilt sowohl für 

die Grundlagenforschung in den Naturwissen-

schaften als auch für die insgesamt eher theo-

retisch gehaltenen Geistes- und Kulturwissen-

schaften. Die Forschung hauptsächlich an der 

Ökonomie auszurichten, ist nicht der richtige 

Weg. Der Weg von der Grundlagenforschung 

zum innovativen Produkt kann und sollte aber 

erleichtert werden.

Der EU-Kommissar wies darauf hin, dass Wissen, 

Forschung und Innovation stets miteinander ver-

bunden sind, auch wenn es sich um komplexe 

Themenfelder mit unterschiedlichen oder sogar 

gegensätzlichen Interessen und Zielen der Beteilig-

ten handelt. In der Umweltforschung beispielsweise 

ist das Wissen um den Klimawandel präsent und 

der Schutz der Energieressourcen wird gefordert 

– gleichzeitig müssen die Wirtschaften konkurrenz-

fähig bleiben. Hier gilt es, den Herausforderungen 

gemeinsam zu begegnen und sie als Motoren für 

eine erfolgreiche Entwicklung zu begreifen.

FuE in der Verantwortung von 
Bund und Ländern

Auf europäischer Ebene, darauf wies der EU-

Kommissar hin, können durchaus Forschungs-

förderprogramme durchgeführt und Handlungs-

empfehlungen gegeben werden; der wesentliche 

Aktionsbereich für die Umsetzung des 3 %-Ziels 

liegt jedoch bei den Nationalstaaten. Dort ist 

nicht nur der oder die zuständige MinisterIn 

für Bildung und Forschung, sondern die Regie-

rung als ganzes gefordert. Diese Haltung wurde  

von den anderen Podiumsteilnehmern bekräf-

tigt. Forschungs- und Entwicklungspolitik, so 

der Tenor, ist als übergeordnete Aufgabe zu  

betrachten und verfolgt das Ziel, wirtschaft-

liches Wachstum und wirtschaftlichen Wohl-

stand zu erreichen.

Der Vergleich der Daten für die Bundesländer 

in Deutschland offenbart, dass sowohl die For-

schungsintensität als auch die Finanzierungsan-

teile von Staat und Wirtschaft erheblich variieren. 

In einigen Ländern wird der angestrebte Zwei-

Drittel-Anteil der Finanzierung von Forschung 

und Entwicklung durch den Wirtschaftssektor 

bei weitem nicht erreicht. Da die Bundesländer 

in ihren Haushalten in der Regel auch die vom 

Bund zugewiesenen Forschungsmittel als Landes-

ausgaben deklarieren, ist zu vermuten, dass die 

tatsächlichen Unterschiede in den Finanzierungs-

anstrengungen der Länder noch größer sind, als 

die Statistiken zeigen. 

Die Verantwortlichkeit von Bund und Ländern wur-

de auch in der Diskussion um den Investitionsbe- 

griff im Grundgesetz aufgegriffen. In Deutschland 

herrscht eine spezielle Rechtslage: Laut Art. 115 GG  

ist die Neuverschuldung des Staates an die Höhe 

der im betreffenden Haushaltsjahr geplanten Inves- 

titionen gekoppelt. Personalausgaben in den Berei- 

chen Bildung und Forschung fallen jedoch nicht 

unter diesen Investitionsbegriff; sie sind als kon-

sumtive Ausgaben definiert. In wirtschaftlich 

schwierigen Zeiten, so Prof. Zöllner, kann diese  

Regelung dazu führen, dass „die berühmte Fried-

hofsmauer gebaut, aber kein Assistent und kein 

Lehrer eingestellt werden kann“. Die rechtlichen 

Grundlagen für diese „Zwangsläufigkeiten der Poli-

tik“, so die Forderung, sollten im Zuge der zweiten 

Stufe der Föderalismusreform geändert werden. 

Die Podiumsteilnehmer sprachen sich nachdrück-

lich für eine Neudefinition des Investitionsbegriffs 

aus, so dass Investitionen in Bildung und For-

schung auch als solche anerkannt werden.

Ausbildung des wissenschaft-
lichen Nachwuchses

Die verstärkte Finanzierung von Forschung und 

Entwicklung, so Edelgard Bulmahn, ist nur dann 

sinnvoll, wenn der wissenschaftliche Nachwuchs 

für diesen Bereich zur Verfügung steht: junge, gut 

•

•

•

(v.l.n.r.:) Edelgard Bulmahn, Dr. Janez Potocnik, Prof. Dr. Walter Kröll, Prof. Dr. Jürgen E. Zöllner, Dr. Joachim Schaper
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qualifizierte Absolventen, die in den Hochschu-

len, Forschungseinrichtungen und Unternehmen 

tätig sind. Deshalb wurden auch für den Bildungs-

bereich konkrete Forderungen formuliert:

Zugänge zum Bildungssystem erweitern, mehr 

junge Menschen für die weiterführende Bil-

dung qualifizieren.

Schulbildung und Hochschulbildung qualita-

tiv verbessern.

Das „Basisgeschäft der Hochschulen“, also die 

Studierendenausbildung sowie die Bezahlung 

des Lehr- und Forschungspersonals finanziell 

sichern.

Neue Studienplätze an den Fachhochschulen 

schaffen. „Es ist eben einfach so, dass viele 

Studiengänge sowohl von der Studentenseite 

als auch von der Abnehmerseite her besser an 

Fachhochschulen studiert werden können als 

an Universitäten“, so Prof. Zöllner. Wenn das 

Hochschulsystem in Deutschland weiter aus-

gebaut werden soll, sei diese Vorgehensweise 

auch finanziell am besten geeignet.

Kleine, aber für Forschung und Innovation  

bedeutsame Studienfächer an Fachhochschu-

len und Universitäten aufrechterhalten und 

unterstützen.

Karrierewege für Nachwuchskräfte – insbeson-

dere für Frauen – in Forschung und Entwick-

lung aufzeigen, sowohl in der Wissenschaft als 

auch in der Wirtschaft.

Deutschland als Standort der wissenschaftlichen 

Forschung für junge Fachkräfte aus dem Aus-

land attraktiver machen. Das bedeutet auch, 

ausländischen Absolventen, die hier studiert 

und promoviert haben, nach ihrem Abschluss 

attraktive Berufswege in Deutschland zu bieten.

Mit einem neuen, auf mehr Wettbewerb zwi-

schen den Bundesländern gründenden System 

der Hochschulfinanzierung können die Länder 

motiviert werden, mehr in ihre Hochschulen zu 

investieren. Das Geld sollte dabei grundsätzlich 

den Studierenden folgen. Über diesen Wettbewerb 

würden die Rahmenbedingungen für Forschung 

und Entwicklung in Deutschland verbessert. Von 

anderer Seite wurde vorgeschlagen, der Bundes-

regierung ein eigenständiges Finanzierungsrecht 

für die Hochschulen einzuräumen, um wirtschaft-

lich schwächere Länder gegebenenfalls finanziell 

unterstützen zu können.

Im Bereich der Hochschulbildung ist allerdings 

durch die erfolgreichen Maßnahmen Hochschul-

pakt und Exzellenzinitiative nahezu die Grenze 

des Möglichen erreicht. Durch die Vielzahl an 

zusätzlichen Studienplätzen und den Personal- 

bedarf in den exzellenten Einrichtungen ist der  

Bedarf an hochqualifizierten jungen Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern enorm hoch.  

Es gilt nun, vor allem die Schulbildung zu verbes-

sern und die Übergänge von der Schule in die 

Hochschule zu vereinfachen.

Blick in die Zukunft

Im Rahmen des 3 %-Ziels ist Einiges in Bewe-

gung gekommen; vielversprechende und bereits 

erfolgreiche Instrumente wurden entwickelt. 

In Deutschland sind beispielsweise der „Pakt 

für Forschung und Innovation“ zur verstärkten  

Förderung der großen Wissenschafts- und For-

schungsorganisationen und die Exzellenzini- 

tiative hervorzuheben. Auf europäischer Ebene 

sind das 7. EU-Forschungsrahmenprogramm mit 

einem Finanzvolumen von mehr als 50 Milliar-

den Euro, der European Research Council und 

die Technologieplattformen zu nennen. Auch 

die zahlreichen Dialoge, Verbünde und strate-

gischen Allianzen zwischen wissenschaftlichen 

Einrichtungen und der Wirtschaft sind durch 

das 3 %-Ziel initiiert oder wesentlich verstärkt 

worden.

Sicher ist, dass die Ausgaben für Forschung und 

Entwicklung in allen europäischen Ländern 

sowohl auf staatlicher Seite als auch im Wirt-

schaftssektor weiter gesteigert werden müssen. 

Für Deutschland sind bis zum Jahr 2010 – je 

nach Ausmaß des wirtschaftlichen Wachstums 

– Forschungsaufwendungen in Höhe von rund 

20 Milliarden Euro pro Jahr anzusetzen. Die poli-

tischen und rechtlichen Rahmenbedingungen 

müssen so gestaltet werden, dass die verfügbaren 

Finanzmittel möglichst effektiv in Bildung und 

Forschung eingesetzt werden können. Um sicher- 

zustellen, dass nationale und EU-finanzierte  

Investitionen weniger parallel als vielmehr 

komplementär wirken, so der Appell von  

Dr. Joachim Schaper, müsse die Abstimmung 

zwischen der Europäischen Kommission und den  

nationalen Institutionen noch verbessert werden.

„Obwohl“, so Prof. Dr. Walter Kröll abschließend, 

„heute in den Beiträgen die Skepsis überwogen 

hat, dass wir dieses 3 %-Ziel bis 2010 in Deutsch-

land, geschweige denn in Europa, erreichen, war 

uns doch allen die Überzeugung gemein, dass 

wir weiter mit aller Entschiedenheit für dieses 

Ziel agieren müssen, alles tun müssen, um min-

destens die drei Prozent so schnell wie möglich 

zu erreichen oder uns diesem Ziel in so großen 

Schritten wie möglich anzunähern. Das bedarf 

des konzertierten Zusammenwirkens Vieler: der 

Politik auf nationaler und auf europäischer Ebe-

ne, der Wissenschaft und der Wirtschaft.“

•

•

•

•

•

•

•
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in den vergangenen zehn Jahren:

Quelle: OECD (2007): Science, Technology and Industry: Scoreboard 2007. A.2. Trends in Domestic R&D Expenditure. 

http://dx.doi.org/10.1787/116588372230.

Finanzierung der FuE-Ausgaben in Deutschland, 
in Prozentanteilen (2005)

Quelle: BMBF (2007): Forschung und Innovation in Deutschland 2007. Tabellen 2, 39 und 40. 

FuE-Aufwendungen der Wirtschaft

In den meisten Industriestaaten wird FuE überwiegend von der Wirtschaft und zu einem kleineren Teil 

vom Staat finanziert. In Deutschland kommen rund 70 % aus der Wirtschaft, rund 30 % werden aus 

öffentlichen Mitteln finanziert. Der Schwerpunkt der FuE-Aufwendungen des Wirtschaftssektors liegt 

eindeutig auf der Automobilindustrie, gefolgt von Elektroindustrie, Chemie und Maschinenbau.

Quellen: OECD (2007): Main Science and Technology Indicators, October 2007. http://www.oecd.org/dataoecd/49/45/24236156.pdf (10.01.08) 

und Stifterverband (2007): Forschung und Entwicklung ‚facts’. Zahlen und Fakten aus der Wissenschaftsstatistik GmbH im Stifterverband, 

September 2007.

Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU) sind Unternehmen mit bis zu 249 Beschäftigten. Sie stellten 

im Jahr 2004 im nichtfinanziellen Sektor der EU-27 insgesamt 99,8 % aller Unternehmen. KMU beschäf-

tigten rund zwei Drittel der Arbeitskräfte und generierten knapp 60 % der gesamten Wertschöpfung. Die 

Anteile von KMU an den FuE-Aufwendungen der Wirtschaft sind jedoch gering, in Deutschland liegen 

sie bei rund 10 %.

Quellen: Eurostat: Europäsche Unternehmen. Spezialthema: Kleine und mittlere Unternehmen (KMU). 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/portal/page?_pageid=2293,59872848,2293_68195655&_dad=portal&_schema=PORTAL#SME (13.01.08).

Eurostat (2007): Science, Technology and Innovation in Europe. 2007 Edition. 

http://epp.eurostat.ec.europa.eu/cache/ITY_OFFPUB/KS-AE-07-001/EN/KS-AE-07-001-EN.PDF (10.01.08), S. 26f.
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